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SCHRIFTLICHE AUSFERTIGUNG DES AM 05.02.2015 MÜNDLICH VERKÜNDETEN 

ERKENNTNISSES 
 

IM NAMEN DER REPUBLIK! 
 

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin Dr. Eva WENDLER als Einzelrichterin über die 
Beschwerde des XXXX, StA.: Kosovo, vertreten durch die XXXX, gegen den Bescheid des Bundesamtes für 
Fremdenwesen und Asyl vom 07.04.2014, Zl. XXXX, nach Durchführung einer öffentlichen mündlichen 
Verhandlung am 05.02.2015 zu Recht erkannt: 
 

A) Die Beschwerde wird gemäß §§ 52 Abs. 2 Z 2 iVm Abs. 9 sowie §§ 55 

und 57 AsylG 2005 idgF als unbegründet abgewiesen. 
 

B) Die Revision ist gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulässig. 

Text 

ENTSCHEIDUNGSGRÜNDE: 
 

I. Verfahrensgang: 
 

Der Beschwerdeführer (im Folgenden: BF), ein Staatsangehöriger der Republik Kosovo und Angehöriger der 
albanischen Volksgruppe, stellte am 19.06.2013 einen Antrag auf internationalen Schutz. 
 

Mit Bescheid des Bundesasylamtes vom 25.06.2013, Zl. 1308.373-BAT, wies das Bundesasylamt den Antrag 
des BF auf internationalen Schutz vom 19.06.2013 bezüglich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten 
gemäß § 3 Abs. 1 iVm. § 2 Abs. 1 Z. 13 AsylG 2005 ab (Spruchpunkt I.). Gemäß § 8 Abs. 1 iVm. § 2 Abs. 1 Z. 
13 AsylG 2005 wurde der Antrag auf internationalen Schutz auch bezüglich der Zuerkennung des Status des 
subsidiär Schutzberechtigten in Bezug auf seinen Herkunftsstaat Kosovo abgewiesen (Spruchpunkt II.) und der 
BF gemäß § 10 Abs. 1 AsylG 2005 aus dem österreichischen Bundesgebiet in den Kosovo ausgewiesen 
(Spruchpunkt III.). 
 

Die dagegen erhobene Beschwerde wurde mit Erkenntnis des Bundesverwaltungsgerichtes vom 12.03.2014, Zl. 
G309 1436505-1/5E, gemäß § 3 Abs. 1 und § 8 Abs. 1 Z. 1 AsylG 2005 als unbegründet abgewiesen. Gemäß § 
75 Abs. 20 AsylG 2005 wurde das Verfahren insoweit zur Prüfung der Zulässigkeit einer Rückkehrentscheidung 
an das Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl (im Folgenden: belangte Behörde) zurückverwiesen. 
 

Begründend wurde ausgeführt, dass der BF mit seinem Vorbringen keine konkrete aktuelle Bedrohung seiner 
Person belegen habe können und der BF darüber hinaus wirksam Schutz vor einer derartigen, von ihm 
vorgebrachten und von Privatpersonen ausgehenden Bedrohung durch die kosovarischen Behörden finden 
könnte. Der BF habe vielmehr aus persönlichen und wirtschaftlichen Gründen seinen Herkunftsstaat verlassen. 
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Diese Gründe würden jedoch keine relevante Verfolgung im Sinne der GFK darstellen. Auch eine Gefährdung 
im Fall einer Rückkehr habe sich daraus nicht ergeben. 
 

Mit Bescheid der belangten Behörde, Regionaldirektion Niederösterreich, Zl. 07.04.2014, Zl. 
830837301/1672945, vom 07.04.2014, wurde dem BF ein Aufenthaltstitel aus berücksichtigungswürdigen 
Gründen gemäß §§ 57 und 55 AsylG 2005 nicht erteilt. Gemäß § 10 Abs. 1 Z. 3 AsylG 2005 iVm § 9 BFA-VG 
wurde gegen den BF eine Rückkehrentscheidung gemäß § 52 Abs. 2 Z 2 FPG erlassen. Gemäß § 52 Abs. 9 FPG 
wurde festgestellt, dass die Abschiebung des BF in den Kosovo gemäß § 46 FPG zulässig ist und gemäß § 18 
Abs. 1 Z. 1 BFA-VG einer Beschwerde gegen diese Entscheidung die aufschiebende Wirkung aberkannt. 
 

Nach Wiedergabe des Verfahrensganges wurde festgestellt, dass sich der BF seit Juni 2013 in Österreich 
aufhalte. Er habe in Österreich keine Familienangehörigen, eine legale regelmäßige Erwerbstätigkeit, 
umfassende Deutschkenntnisse, Kursbesuche, ein Studium oder eine Tätigkeit in einem Verein seien im 
Verfahren bis dato nicht hervorgegangen, derartiges habe der BF auch nicht vorgebracht. Weiters seien keine 
Aspekte einer schützenswerten Integration im Verfahren hervorgekommen. 
 

Beweiswürdigend wurde festgehalten, dass der Sachverhalt aus der Aktenlage in Verbindung mit der 
Beschwerde und dem Erkenntnis des BVwG als geklärt anzusehen sei. Es habe sich sohin auch kein Hinweis auf 
die Notwendigkeit ergeben, den Sachverhalt mit dem BF zu erörtern. 
 

Rechtlich wurde dargelegt, dass der BF keinen unter § 57 AsylG fallenden Sachverhalt geltend gemacht habe, 
sodass die Voraussetzungen für die Erteilung einer "Aufenthaltsberechtigung besonderer Schutz gemäß § 57 
AsylG nicht gegeben gewesen seien. 
 

Der BF habe keine näheren Verwandten in Österreich. Es bestehe daher kein Eingriff in sein Familienleben. 
 

Zum im Bundesgebiet entfalteten Privatleben wurde ausgeführt, dass ein Eingriff in dieses im konkreten Fall 
durch den Eingriffsvorbehalt des Art. 8 EMRK gedeckt sei und die Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung 
und Sicherheit im konkreten Fall höher zu bewerten sei als die privaten Interessen des BF an einem weiteren 
Aufenthalt im Bundesgebiet. 
 

Der BF sei im Juni 2013 illegal und damit rechtswidrig in das Bundesgebiet eingereist und habe sich lediglich 
aufgrund seiner Asylantragstellung vorübergehend im Bundesgebiet aufhalten können. Der BF führe in 
Österreich kein Familienleben iSd Art. 8 EMRK. Er gehe keiner legalen, regelmäßigen Erwerbstätigkeit nach 
und verfüge er nicht über Deutschkenntnisse. Aufgrund der relativ kurzen Aufenthaltsdauer in Österreich seien 
überdies keine Aspekte einer außergewöhnlichen und schützenswerten Integration hervorgekommen. Eine den 
Schutz des Privatlebens auslösende Verbindung könne insbesondere für solche Ausländer in Betracht kommen, 
deren Bindung zu Österreich aufgrund eines Hineinwachsens in die hiesigen Verhältnisse mit gleichzeitiger 
Entfremdung vom Heimatland quasi Österreichern gleichzustellen sei. 
 

Im Lichte des Art. 8 EMRK sei die Rückkehrentscheidung betreffend den BF gerechtfertigt. Dem BF sei 
demnach kein Aufenthaltstitel gemäß § 55 AsylG 2005 zu erteilen gewesen, da dies gemäß § 9 Abs. 2 BFA-VG 
nicht zur Aufrechterhaltung des Privat- und Familienlebens geboten sei. 
 

Da dem BF kein Aufenthaltstitel aus berücksichtigungswürdigen Gründen zu erteilen gewesen sei, sei gemäß § 
10 Abs. 1 AsylG 2005 die Entscheidung mit einer Rückkehrentscheidung zu verbinden gewesen. 
 

Mangels Erteilung eines Aufenthaltstitels wurde die Entscheidung mit einer Rückkehrentscheidung verbunden 
und festgestellt, dass die Abschiebung des BF in die Republik Kosovo zulässig sei, zumal ihm im Kosovo keine 
Gefährdung drohe, was bereits das Bundesverwaltungsgericht ausführlich geprüft habe. 
 

Im Falle des BF sei die aufschiebende Wirkung abzuerkennen gewesen, da sein Interesse auf einen Verbleib in 
Österreich während des gesamten Asylverfahrens hinter das Interesse Österreichs auf eine rasche und effektive 
Durchsetzung der Rückkehrentscheidung zurücktrete. 
 

Dagegen wurde fristgerecht Beschwerde erhoben und beantragt, das Bundesverwaltungsgericht möge der 
Beschwerde die aufschiebende Wirkung zuerkennen, den angefochtenen Bescheid zur Gänze beheben und 
feststellen, dass die gemäß § 52 FPG erlassene Rückkehrentscheidung gemäß § 9 Abs. 3 BFA-VG auf Dauer 
unzulässig sei und feststellen, dass die Voraussetzungen für die Erteilung einer Aufenthaltsberechtigung (plus) 
gemäß § 55 AsylG vorliegen und dem BF daher gemäß § 58 Abs. 2 AsylG eine Aufenthaltsberechtigung (plus) 
von Amts wegen zu erteilen sei, in eventu feststellen, dass die Voraussetzungen für die Erteilung einer 
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Aufenthaltsberechtigung besonderer Schutz gemäß § 57 AsylG vorliegen und dem BF daher eine 
Aufenthaltsberechtigung besonderer Schutz gemäß § 57 Abs. 1 AsylG von Amts wegen zu erteilen sei, in eventu 
den angefochtenen Bescheid wegen Rechtswidrigkeit zur Gänze zu beheben und die Angelegenheit zur 
neuerlichen Durchführung des Verfahrens und Erlassung eines neuen Bescheides an das Bundesamt 
zurückzuverweisen, sowie jedenfalls eine mündliche Verhandlung gemäß § 24 Abs. 1 VwGVG durchführen. 
 

Begründend wurde im Wesentlichen zusammengefasst ausgeführt, dass die belangte Behörde den Bescheid ohne 
Durchführung der erforderlichen Ermittlungsschritte erlassen habe. Ihm sei keine Möglichkeit zur 
Stellungnahme hinsichtlich der Länderfeststellungen gegeben worden. Ebenfalls sei ihm keine Möglichkeit 
geben worden, eine Stellungnahme in Bezug auf die beabsichtigte Rückkehrentscheidung zu erstatten. Dadurch 
sei sein Recht auf Parteiengehör verletzt worden. Die belangte Behörde ziehe ihre Schlussfolgerungen zudem 
aus mangelnden Länderfeststellungen. Von ihm würden (unter einem zitierte) aktuelle Länderfeststellungen zum 
Kosovo vorgebracht. Er verfüge zweifellos über ein schützenswertes Privatleben iSd Art. 8 EMRK und hätte 
daher festgestellt werden müssen, dass die Erlassung einer Rückkehrentscheidung auf Dauer unzulässig sei. Er 
spreche zudem immer besseres Deutsch und besuche zwei Mal in der Woche einen Deutschkurs. Er sei überaus 
stark um seine Integration bemüht und wäre im Falle eines Aufenthaltstitels sofort selbsterhaltungsfähig. Er 
verfüge über soziale Kontakte. Seine Integration schreite stetig voran. Auch sei er strafgerichtlich unbescholten, 
sodass sein Aufenthalt weder die öffentliche Ruhe oder Ordnung, noch die nationale Sicherheit oder das 
wirtschaftliche Wohl gefährde. Ein Eingriff in sein Privatleben sei auf Dauer unzulässig. Die 
Rückkehrentscheidung hätte sohin für dauerhaft unzulässig erklärt werden müssen und hätte ihm daher eine 
Aufenthaltsberechtigung (plus) gem. § 58 Abs. 2 AsylG erteilt werden müssen. 
 

Mit Beschwerdeergänzung vom 20.06.2014 (OZ 5) brachte der BF folgende Unterlagen in Vorlage: 
 

* Beschäftigungsbewilligung des XXXX für die Tätigkeit als XXXX vom 02.06.2014 
 

* Dienstvertrag für Arbeiter im XXXX 
 

Mit Beschluss vom 07.05.2014, Zl. G311 1436505-2/2Z, wurde der Beschwerde seitens des BVwG gemäß § 18 
Abs. 5 BFA-VG die aufschiebende Wirkung zuerkannt. 
 

Das Bundesverwaltungsgericht führte am 05.02.2015 eine öffentliche mündliche Verhandlung durch, an welcher 
der BF und seine Rechtsvertreterin teilnahmen. 
 

Der BF gab an, auf sein bisheriges Vorbringen zu verweisen. Er gab weiters an, dass er noch Familienangehörige 
im Kosovo habe. Die Eltern und Brüder würden dort leben. Die Situation im Kosovo sei sehr schwierig, seine 
Eltern hätten dort zwar ein Haus, sie könnten dort aber nicht in Ruhe leben, weil in diesem Gebiet auch sehr 
viele Serben wohnen würden. Seine Eltern wohnten noch dort, aber gebe es ständig Konflikte mit den dort 
lebenden Serben. Er verstehe einiges auf Deutsch. Er habe als Waldarbeiter gearbeitet und habe eine 
Beschäftigungsbewilligung als Saisonarbeiter. 
 

Vorgelegt wurde unter einem ein Lohnzettel hinsichtlich der Beschäftigung des BF bei einer Firma des XXXX 
in XXXX 
 

II. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen: 
 

1. Feststellungen: 
 

Der BF heißt XXXX und ist am XXXX in XXXX (Kosovo) geboren. Der BF ist kosovarischer Staatsbürger, 
moslemischen Bekenntnisses und Angehöriger der Volksgruppe der Albaner. Die Muttersprache des BF ist 
Albanisch, er spricht weiters serbisch. 
 

Der BF ist gesund und arbeitsfähig. Nach eigenen Angaben des BF leben noch seine Eltern sowie fünf Brüder im 
Kosovo. Eine Schwester lebt in Italien. 
 

Im Bundesgebiet hat der BF keine Verwandten. 
 

Der BF stellte am 19.06.2013 einen Antrag auf internationalen Schutz, welcher mit Erkenntnis des 
Bundesverwaltungsgerichtes vom 12.03.2014, Zl. G309 1436505-1/5E, rechtskräftig negativ entschieden wurde. 
Ihm wurde weder der Status eines Asylberechtigten noch eines subsidiär Schutzberechtigten zuerkannt. 
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Der BF hält sich seit seiner illegalen Einreise im Juni 2013 durchgehend im Bundesgebiet auf. Er lebte bis 
15.07.2014 von der Bundesversorgung in einem Quartier für Asylwerber. Der BF ist aktuell nicht erwerbstätig 
und hat keine weiteren Aus-, Fort-, oder Weiterbildungsmaßnahmen besucht. Der BF war im Bundesgebiet von 
03.0.2014 bis 02.12.2014 als XXXX legal (Erteilung einer Beschäftigungsbewilligung) beschäftigt. 
 

In Bezug auf die individuelle Lage des BF im Falle einer Rückkehr in seinen Herkunftsstaat kann keine, sich 
hinsichtlich jenes Zeitpunktes, in dem letztmalig über den Antrag auf internationalen Schutz inhaltlich 
entschieden wurde, maßgeblich andere Situation festgestellt werden. 
 

2. Beweiswürdigung: 
 

Zum Verfahrensgang: 
 

Der oben unter Punkt I. angeführte Verfahrensgang ergibt sich aus dem unzweifelhaften und unbestrittenen 
Akteninhalt der vorgelegten Verwaltungsakten des Bundesamtes für Fremdenwesen und Asyl und des 
vorliegenden Gerichtsaktes des Bundesverwaltungsgerichtes. 
 

Zur Person und zum Vorbringen der beschwerdeführenden Partei: 
 

Die Feststellungen zur Person des BF ergeben sich aus dem im Asylverfahren vorgelegten unbedenklichen 
kosovarischen Personalausweis in Verbindung mit seinem dahingehend glaubhaften Vorbringen. 
 

Die Feststellungen, wonach ihm weder der Status eines Asylberechtigten noch eines subsidiär 
Schutzberechtigten erteilt wurde, gründen auf dem rechtskräftigen Erkenntnis des Bundesverwaltungsgerichtes 
vom 12.03.2014. 
 

Die Feststellungen zu den privaten und familiären Anknüpfungspunkten ergeben sich aus den Angaben des BF. 
 

Bezüglich der Feststellung, dass zur Lage des BF im Falle einer Rückkehr keine Änderung eintrat, ist 
auszuführen, dass sich diese einerseits aus dem Umstand ergibt, dass diesbezüglich kein substantiierter 
Sachverhalt vorgebracht bzw. bescheinigt wurde und andererseits aktuellere, öffentlich zugängliche Quellen zur 
Lage in der Republik Kosovo in ihrem wesentlichen Aussagekern jenes Bild wiederspiegeln, welches die 
Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichtes vom 12.03.2014 zeigt, in der rechtskräftig inhaltlich über den 
Antrag auf internationalen Schutz entschieden wurde. 
 

3. Rechtliche Beurteilung: 
 

Zu Spruchteil A): 
 

Gemäß § 10 Abs. 1 Z 3 AsylG 2005 ist eine Entscheidung nach diesem Bundesgesetz mit einer 
Rückkehrentscheidung oder einer Anordnung zur Außerlandesbringung gemäß dem 8. Hauptstück des FPG zu 
verbinden, wenn der Antrag auf internationalen Schutz sowohl bezüglich der Zuerkennung des Status des 
Asylberechtigten als auch der Zuerkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten abgewiesen wird und 
von Amts wegen ein Aufenthaltstitel gemäß § 57 AsylG 2005 nicht erteilt wird sowie kein Fall der §§ 8 Abs. 3a 
oder 9 Abs. 2 AsylG 2005 vorliegt. 
 

Der Antrag des BF auf internationalen Schutz wurde mit Erkenntnis des Bundesverwaltungsgerichtes vom 
12.03.2014 sowohl hinsichtlich des Status des Asylberechtigten als auch des subsidiär Schutzberechtigten 
abgewiesen. 
 

Gemäß § 57 Abs. 1 AsylG 2005 ist im Bundesgebiet aufhältigen Drittstaatsangehörigen von Amts wegen oder 
auf begründeten Antrag eine "Aufenthaltsberechtigung besonderer Schutz" zu erteilen: 
 

"1. wenn der Aufenthalt des Drittstaatsangehörigen im Bundesgebiet gemäß § 46a Abs. 1 Z 1 oder Z. 3 FPG seit 
mindestens einem Jahr geduldet ist und die Voraussetzungen dafür weiterhin vorliegen, es sei denn, der 
Drittstaatsangehörige stellt eine Gefahr für die Allgemeinheit oder Sicherheit der Republik Österreich dar oder 
wurde von einem inländischen Gericht wegen eines Verbrechens (§ 17 StGB) rechtskräftig verurteilt. Einer 
Verurteilung durch ein inländisches Gericht ist eine Verurteilung durch ein ausländisches Gericht gleichzuhalten, 
die den Voraussetzungen des § 73 StGB entspricht, 
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2. zur Gewährleistung der Strafverfolgung von gerichtlich strafbaren Handlungen oder zur Geltendmachung und 
Durchsetzung von zivilrechtlichen Ansprüchen im Zusammenhang mit solchen strafbaren Handlungen, 
insbesondere an Zeugen oder Opfer von Menschenhandel oder grenzüberschreitendem Prostitutionshandel oder 
 

3. wenn der Drittstaatsangehörige, der im Bundesgebiet nicht rechtmäßig aufhältig oder nicht niedergelassen ist, 
Opfer von Gewalt wurde, eine einstweilige Verfügung nach §§ 382b oder 382e EO, RGBl. Nr. 79/1896, erlassen 
wurde oder erlassen hätte werden können und der Drittstaatsangehörige glaubhaft macht, dass die Erteilung der 
"Aufenthaltsberechtigung besonderer Schutz" zum Schutz vor weiterer Gewalt erforderlich ist." 
 

Der BF befindet sich nach seiner Antragstellung im Juni 2013 durchgehend im Bundesgebiet. Sein Aufenthalt ist 
jedoch nicht im Sinne der soeben dargelegten Bestimmung geduldet. Er ist auch nicht Zeuge oder Opfer von 
strafbaren Handlungen und auch kein Opfer von Gewalt geworden. Die Voraussetzungen für die amtswegige 
Erteilung eines Aufenthaltstitels gemäß § 57 AsylG 2005 liegen daher nicht vor, wobei dies weder im Verfahren 
noch in der Beschwerde (trotz der Beantragung) auch nur behauptet wurde. 
 

Im vorliegenden Verfahren erfolgte die Abweisung des Antrages auf internationalen Schutz im Hinblick auf den 
Status des subsidiär Schutzberechtigten auch nicht gemäß § 8 Abs. 3a AsylG 2005 und ist auch keine 
Aberkennung gemäß § 9 Abs. 2 AsylG 2005 ergangen, wie aus dem Verfahrensgang ersichtlich ist. 
 

Gemäß § 52 Abs. 2 Z 2 FPG hat das Bundesamt gegen einen Drittstaatsangehörigen unter einem (§ 10 AsylG 
2005) mit Bescheid eine Rückkehrentscheidung zu erlassen, wenn dessen Antrag auf internationalen Schutz 
sowohl bezüglich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten als auch der Zuerkennung des Status des 
subsidiär Schutzberechtigten abgewiesen wird, kein Fall der §§ 8 Abs. 3a oder 9 Abs. 2 AsylG 2005 vorliegt und 
ihm kein Aufenthaltsrecht nach anderen Bundesgesetzen zukommt. Dies gilt nicht für begünstigte 
Drittstaatsangehörige. 
 

Der BF ist als Staatsangehöriger der Republik Kosovo kein begünstigter Drittstaatsangehöriger und es kommt 
ihm kein Aufenthaltsrecht nach anderen Bundesgesetzen zu, da mit der erfolgten Abweisung des Antrags auf 
internationalen Schutz das Aufenthaltsrecht nach § 13 AsylG 2005 mit der Erlassung dieser Entscheidung endet. 
 

Gemäß § 55 Abs. 1 AsylG 2005 ist im Bundesgebiet aufhältigen Drittstaatsangehörigen von Amts wegen oder 
auf begründeten Antrag eine "Aufenthaltsberechtigung plus" zu erteilen, wenn 
 

1. dies gemäß § 9 Abs. 2 BFA-VG zur Aufrechterhaltung des Privat- und Familienlebens im Sinne des Art. 8 
EMRK geboten ist und 
 

2. der Drittstaatsangehörige das Modul 1 der Integrationsvereinbarung gemäß § 14a NAG erfüllt hat oder zum 
Entscheidungszeitpunkt eine erlaubte Erwerbstätigkeit ausübt, mit deren Einkommen die monatliche 
Geringfügigkeitsgrenze (§ 5 Abs. 2 Allgemeines Sozialversicherungsgesetz (ASVG), BGBl. I Nr. 189/1955) 
erreicht wird. 
 

Nach § 55 Abs. 2 AsylG 2005, ist eine "Aufenthaltsberechtigung" zu erteilen, wenn nur die Voraussetzung des 
Abs. 1 Z 1 vorliegt. 
 

§ 9 Abs. 1 bis 3 BFA-VG lautet: 
 

"(1) Wird durch eine Rückkehrentscheidung gemäß § 52 FPG, eine Anordnung zur Außerlandesbringung gemäß 
§ 61 FPG, eine Ausweisung gemäß § 66 FPG oder ein Aufenthaltsverbot gemäß § 67 FPG in das Privat- oder 
Familienleben des Fremden eingegriffen, so ist die Erlassung der Entscheidung zulässig, wenn dies zur 
Erreichung der im Art. 8 Abs. 2 EMRK genannten Ziele dringend geboten ist. 
 

(2) Bei der Beurteilung des Privat- und Familienlebens im Sinne des Art. 8 EMRK sind insbesondere zu 
berücksichtigen: 
 

1. die Art und Dauer des bisherigen Aufenthaltes und die Frage, ob der bisherige Aufenthalt des Fremden 
rechtswidrig war, 
 

2. das tatsächliche Bestehen eines Familienlebens, 
 

3. die Schutzwürdigkeit des Privatlebens, 
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4. der Grad der Integration, 
 

5. die Bindungen zum Heimatstaat des Fremden, 
 

6. die strafgerichtliche Unbescholtenheit, 
 

7. Verstöße gegen die öffentliche Ordnung, insbesondere im Bereich des Asyl-, Fremdenpolizei- und 
Einwanderungsrechts, 
 

8. die Frage, ob das Privat- und Familienleben des Fremden in einem Zeitpunkt entstand, in dem sich die 
Beteiligten ihres unsicheren Aufenthaltsstatus bewusst waren, 
 

9. die Frage, ob die Dauer des bisherigen Aufenthaltes des Fremden in den Behörden zurechenbaren überlangen 
Verzögerungen begründet ist. 
 

(3) Über die Zulässigkeit der Rückkehrentscheidung gemäß § 52 FPG ist jedenfalls begründet, insbesondere im 
Hinblick darauf, ob diese gemäß Abs. 1 auf Dauer unzulässig ist, abzusprechen. Die Unzulässigkeit einer 
Rückkehrentscheidung gemäß § 52 FPG ist nur dann auf Dauer, wenn die ansonsten drohende Verletzung des 
Privat- und Familienlebens auf Umständen beruht, die ihrem Wesen nach nicht bloß vorübergehend sind. Dies 
ist insbesondere dann der Fall, wenn die Rückkehrentscheidung gemäß § 52 FPG schon allein auf Grund des 
Privat- und Familienlebens im Hinblick auf österreichische Staatsbürger oder Personen, die über ein 
unionsrechtliches Aufenthaltsrecht oder ein unbefristetes Niederlassungsrecht (§§ 45 und 48 oder §§ 51 ff 
Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz (NAG), BGBl. I Nr. 100/2005) verfügen, unzulässig wäre." 
 

Gemäß Art. 8 Abs. 1 EMRK hat jedermann Anspruch auf Achtung seines Privat- und Familienlebens, seiner 
Wohnung und seines Briefverkehrs. Gemäß Art. 8 Abs. 2 EMRK ist der Eingriff einer öffentlichen Behörde in 
die Ausübung dieses Rechts nur statthaft, insoweit dieser Eingriff gesetzlich vorgesehen ist und eine Maßnahme 
darstellt, die in einer demokratischen Gesellschaft für die nationale Sicherheit, die öffentliche Ruhe und 
Ordnung, das wirtschaftliche Wohl des Landes, die Verteidigung der Ordnung und zur Verhinderung von 
strafbaren Handlungen, zum Schutz der Gesundheit und der Moral oder zum Schutz der Rechte und Freiheiten 
anderer notwendig ist. 
 

Zu den in der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofes für Menschenrechte (EGMR) zu Art. 8 EMRK 
entwickelten Grundsätzen zählt unter anderem auch, dass das durch Art. 8 EMRK gewährleistete Recht auf 
Achtung des Familienlebens, das Vorhandensein einer "Familie" voraussetzt. 
 

Der Begriff des "Familienlebens" in Art. 8 EMRK umfasst nicht nur die Kleinfamilie von Eltern und 
(minderjährigen) Kindern und Ehegatten, sondern auch entferntere verwandtschaftliche Beziehungen, sofern 
diese Beziehungen eine gewisse Intensität erreichen. Als Kriterien hierfür kommen etwa das Vorliegen eines 
gemeinsamen Haushaltes oder die Gewährung von Unterhaltsleistungen in Betracht. In der bisherigen 
Spruchpraxis der Straßburger Instanzen wurden als unter dem Blickwinkel des Art. 8 EMRK zu schützende 
Beziehungen bereits solche zwischen Enkel und Großeltern (EGMR 13.06.1979, Marckx, EuGRZ 1979, 458; s. 
auch EKMR 07.12.1981, B 9071/80, X-Schweiz, EuGRZ 1983, 19), zwischen Geschwistern (EKMR 
14.03.1980, B 8986/80, EuGRZ 1982, 311) und zwischen Onkel bzw. Tante und Neffen bzw. Nichten (EKMR 
19.07.1968, 3110/67, Yb 11, 494 (518); EKMR 28.02.1979, 7912/77, EuGRZ 1981/118; EKMR 05.07.1979, B 
8353/78, EuGRZ 1981, 120) anerkannt, sofern eine gewisse Beziehungsintensität vorliegt (vgl. Baumgartner, 
ÖJZ 1998, 761; Rosenmayer, ZfV 1988, 1). Das Kriterium einer gewissen Beziehungsintensität wurde von der 
Kommission auch für die Beziehung zwischen Eltern und erwachsenen Kindern gefordert (EKMR 06.10.1981, B 
9202/80, EuGRZ 1983, 215). 
 

Unter Volljährigen reicht das rechtliche Band der Blutsverwandtschaft allein nicht, um ein Familienleben iSd. 
Art 8 MRK zu begründen. Hier wird auf das tatsächliche Bestehen eines effektiven Familienlebens abgestellt, 
darüber hinaus müssen zusätzliche Merkmale einer Abhängigkeit gegeben sein, die über die sonst üblichen 
Beziehungen hinausgehen. Vgl. ua. EGMR 30.11.1999 (Baghli gegen Frankreich) Ziff 35; EGMR Ezzouhdi (FN 
9) Ziff 34; EGMR 10.07.2003 (Benhebba gegen Frankreich); EGMR 17.01.2006 (Aoulmi gegen Frankreich). 
 

Ist von einer aufenthaltsbeendenden Maßnahme die gesamte Familie betroffen, greift sie lediglich in das 
Privatleben der Familienmitglieder und nicht auch in ihr Familienleben ein; auch dann, wenn sich einige 
Familienmitglieder der Abschiebung durch Untertauchen entziehen (EGMR in Cruz Varas). 
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Die belangte Behörde hat im o.a. Bescheid zutreffend dargelegt, dass die Rückkehrentscheidung im konkreten 
Fall keinen Eingriff in das in Art. 8 EMRK gewährleistete Recht auf Achtung des Privat- und Familienlebens des 
BF darstellt, und zwar aus folgenden Gründen: 
 

Der BF verfügt in Österreich über keine familiären Beziehungen zu einer zum dauernden Aufenthalt 
berechtigten Person. Ist im gegenständlichen Fall ein Eingriff in das Familienleben iSd Art. 8 EMRK zu 
verneinen, bleibt noch zu prüfen, ob mit der Rückkehrentscheidung in das Privatleben des BF eingriffen wird 
und ob ein derartiger Eingriff gerechtfertigt ist. 
 

Gemäß Art. 8 Abs. 2 EMRK ist der Eingriff einer öffentlichen Behörde in die Ausübung dieses Rechts nur 
statthaft, insoweit dieser Eingriff gesetzlich vorgesehen ist und eine Maßnahme darstellt, die in einer 
demokratischen Gesellschaft für die nationale Sicherheit, die öffentliche Ruhe und Ordnung, das wirtschaftliche 
Wohl des Landes, die Verteidigung der Ordnung und zur Verhinderung von strafbaren Handlungen, zum Schutz 
der Gesundheit und der Moral oder zum Schutz der Rechte und Freiheiten anderer notwendig und in diesem 
Sinne auch verhältnismäßig ist. 
 

Es ist zu prüfen, ob ein Eingriff in das Recht auf Achtung des Privatlebens des BF im gegenständlichen Fall 
durch den Eingriffsvorbehalt des Art. 8 EMRK gedeckt ist und ein in einer demokratischen Gesellschaft 
legitimes Ziel, nämlich die Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung iSd Art. 8 Abs. 2 EMRK, in 
verhältnismäßiger Weise verfolgt. 
 

Ob eine Verletzung des Rechts auf Schutz des Privat- und Familienlebens iSd Art. 8 EMRK vorliegt, hängt nach 
der ständigen Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofes für Menschenrechte sowie des Verfassungs- und 
Verwaltungsgerichtshofes jeweils von den konkreten Umständen des Einzelfalles ab. Die Regelung erfordert 
eine Prüfung der Notwendigkeit und Verhältnismäßigkeit des staatlichen Eingriffes; letztere verlangt eine 
Abwägung der betroffenen Rechtsgüter und öffentlichen Interessen. In diesem Sinn wird eine Ausweisung nicht 
erlassen werden dürfen, wenn ihre Auswirkungen auf die Lebenssituation des Fremden (und seiner Familie) 
schwerer wiegen würden als die nachteiligen Folgen der Abstandnahme von ihrer Erlassung. 
 

Unter "Privatleben" sind nach der Rechtsprechung des EGMR persönliche, soziale und wirtschaftliche 
Beziehungen, die für das Privatleben eines jeden Menschen konstitutiv sind, zu verstehen (vgl. Sisojeva ua gg 
Lettland, EuGRZ 2006, 554). In diesem Zusammenhang komme dem Grad der sozialen Integration des 
Betroffenen eine wichtige Bedeutung zu. 
 

Für den Aspekt des Privatlebens spielt zunächst die zeitliche Komponente im Aufenthaltsstaat eine zentrale 
Rolle, wobei die bisherige Rechtsprechung keine Jahresgrenze festlegt, sondern eine Interessenabwägung im 
speziellen Einzelfall vornimmt (vgl. dazu Peter Chvosta, Die Ausweisung von Asylwerbern und Art. 8 EMRK, 
in ÖJZ 2007, 852 ff). 
 

Allerdings ist nach der bisherigen Rechtsprechung auch auf die Besonderheiten der aufenthaltsrechtlichen 
Stellung von Asylwerbern Bedacht zu nehmen, zumal das Gewicht einer aus dem langjährigen Aufenthalt in 
Österreich abzuleitenden Integration dann gemindert ist, wenn dieser Aufenthalt lediglich auf unberechtigte 
Asylanträge zurückzuführen ist (vgl. VwGH vom 17.12.2007, 2006/01/0126, mit weiterem Nachweis). 
 

Der BF hat in der relativ kurzen Zeit seines aktuellen Aufenthaltes Ansätze einer Integration, jedoch keinesfalls 
eine fortgeschrittene Integration dargelegt. 
 

Im Fall Nnyanzi gegen Vereinigtes Königreich erachtete der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte die 
Ausweisung einer ugandischen Asylwerberin aus dem Blickwinkel des Art. 8 EMRK als zulässig, obwohl die 
Beschwerdeführerin, die erfolglos Asyl begehrt hatte, in der Zwischenzeit bereits fast 10 Jahre in Großbritannien 
aufhältig gewesen war: Ihrem Hinweis auf ihr zwischenzeitlich begründetes Privatleben, nämlich dass sie sich 
mittlerweile an einer Kirchengemeinschaft beteiligt habe, berufstätig geworden und eine Beziehung zu einem 
Mann entstanden sei, hielt der Gerichtshof entgegen, dass die Beschwerdeführerin keine niedergelassene 
Einwanderin und ihr vom belangten Staat nie ein Aufenthaltsrecht gewährt worden sei. Ihr Aufenthalt im 
Vereinigten Königreich während der Anhängigkeit ihrer verschiedenen Asylanträge und 
Menschenrechtsbeschwerden sei immer prekär gewesen, weshalb ihre Abschiebung nach Abweisung dieser 
Anträge durch eine behauptete Verzögerung ihrer Erledigung durch die Behörden nicht unverhältnismäßig werde 
(EGMR 8.4.2008, 21.878/06, NL 2008, 86, Nnyanzi gegen Vereinigtes Königreich). 
 

Im Fall Omoregie u.a. gegen Norwegen, der die Ausweisung eines ehemaligen (nigerianischen) Asylwerbers 
betraf, erkannte der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte ebenfalls keine Verletzung von Art. 8 EMRK, 
obwohl der Beschwerdeführer während seines Asylverfahrens eine Lebensgemeinschaft mit einer norwegischen 
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Staatsangehörigen gegründet hatte und Vater einer gemeinsamen Tochter geworden war, da sich der 
Beschwerdeführer, der seine Lebensgefährtin (nach Abweisung des Asylantrages) geehelicht hatte, über die 
Unsicherheit seines fremdenrechtlichen Aufenthaltsstatus in Norwegen bereits zu Beginn der Beziehung im 
Klaren sein habe müssen (EGMR 31.7.2008, 265/07, Darren Omoregie u.a. v. Norwegen). In derartigen Fällen 
könne die Ausweisung eines Fremden nach Ansicht des Gerichtshofes (wie er im Fall da Silva und Hoogkamer 
gegen Niederlande hervorhob) nur unter außergewöhnlichen Umständen eine Verletzung von Art. 8 EMRK 
darstellen (EGMR 31.1.2006, 50435/99, da Silva und Hoogkamer gegen Niederlande mwN). 
 

Keine Verletzung von Art. 8 EMRK erblickte auch der Verwaltungsgerichtshof in der Ausweisung eines 
ukrainischen (ehemaligen) Asylwerbers, der im Laufe seines rund sechseinhalbjährigen Aufenthaltes durch den 
Erwerb der deutschen Sprache, eines großen Freundeskreises sowie der Ausübung sozialversicherungspflichtiger 
Beschäftigungen (sowie mit seiner Unbescholtenheit) seine Integration unter Beweis gestellt hatte, da - wie der 
Verwaltungsgerichtshof u.a. ausführte - die integrationsbegründenden Umstände während eines Aufenthaltes 
erworben wurden, der "auf einem (von Anfang an) nicht berechtigten Asylantrag" gegründet gewesen sei 
(VwGH 8.7.2009, 2008/21/0533; vgl. auch VwGH 22.1.2009, 2008/21/0654). Unter Berücksichtigung der mit 
der Beschwerde und im Beschwerdeverfahren vorgelegten Unterlagen ergibt sich Folgendes: 
 

Der BF hat zwar vorgebracht, einen Deutschkurs zu besuchen, diesbezüglich jedoch keinerlei Nachweise oder 
auch Bestätigungen über bereits absolvierte Deutschkurse in Vorlage gebracht, sodass das Vorliegen von 
Deutschkenntnissen nicht festgestellt werden konnte. Auch darüber hinaus hat sich der BF nicht aus-, fort-, oder 
weitergebildet. Im gegenständlichen Fall ist der BF bislang einer Erwerbstätigkeit für die Zeit von 03.06.2014 
bis 02.12.2014 im Bundesgebiet als XXXX nachgegangen, weitere Einstellungszusagen bzw. allfällige 
arbeitsmarktbehördliche Bewilligungen wurden nicht vorgelegt und auch nicht behauptet. 
 

Die Selbsterhaltungsfähigkeit ist zum Zeitpunkt der Entscheidung nicht gegeben. 
 

Der Aufenthalt des BF gründet sich auf einen unbegründeten Antrag auf internationalen Schutz. Die bereits 
vorhandenen integrativen Aspekte, konkret seine bisherige Erwerbstätigkeit und das damit einhergehende 
Privatleben des BF wird nicht nur durch den relativ kurzen Aufenthalt des BF im Bundesgebiet relativiert, 
sondern auch dadurch, dass dieses Privatleben zu einem Zeitpunkt entstand, zu welchem dem BF - insbesondere 
nach der rechtskräftigen Abweisung seines Antrages auf internationalen Schutz mit Erkenntnis des 
Bundesverwaltungsgerichtes vom 12.03.2014 - sich seines unsicheren Aufenthaltsstatus bewusst war. 
 

Es ist schließlich noch darauf zu verweisen, dass der BF im Gegensatz zum Bundesgebiet stärkere 
Anknüpfungspunkte im Herkunftsstaat hat. Dort hält sich ein Teil seiner Familie auf. Zu den Angehörigen im 
Herkunftsstaat, konkret seinen Eltern und seinen Brüdern, besteht auch Kontakt. Die Verwandten im 
Herkunftsstaat finden auch gesicherte wirtschaftliche Verhältnisse vor. So besitzen die Eltern des BF ein Haus, 
in welchem sie wohnen. Soweit der BF angibt, dass seine Eltern zwar dort wohnten, aber nicht in Ruhe leben 
könnten, da in diesem Gebiet auch viele Serben wohnen würden, vermag er damit letztlich nicht darzutun, dass 
diese Wohnmöglichkeit ihm bzw. seinen Eltern tatsächlich verwehrt oder unzumutbar wäre. Dem BF kann 
jedenfalls die Aufnahme von Gelegenheitsarbeiten im Herkunftsstaat zugemutet werden. Der BF hat auch den 
Großteil seines Lebens im Herkunftsstaat verbracht und verfügt dort auch über entsprechende Sprachkenntnisse. 
Aufgrund dieser nach wie vor bestehenden Anknüpfungspunkte im Herkunftsstaat und die relativ kurze 
Ortsabwesenheit kann nicht gesagt werden, dass der BF seinem Kulturkreis völlig entrückt wäre und sich in 
seiner Heimat überhaupt nicht mehr zu Recht finden würde. 
 

Im Übrigen sind nach der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch Schwierigkeiten beim 
Wiederaufbau einer Existenz im Herkunftsstaat letztlich auch als Folge des Verlassens des Heimatlandes ohne 
ausreichenden (die Asylgewährung oder Einräumung von subsidiären Schutz rechtfertigenden) Grund für eine 
Flucht nach Österreich - im öffentlichen Interesse an einem geordneten Fremdenwesen hinzunehmen (vgl. 
VwGH 29.4.2010, 2009/21/0055). 
 

Den privaten Interessen des BF an einem weiteren Aufenthalt in Österreich stehen die öffentlichen Interessen an 
einem geordneten Fremdenwesen gegenüber. Nach ständiger Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes kommt 
den Normen, die die Einreise und den Aufenthalt von Fremden regeln, aus der Sicht des Schutzes und der 
Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung (Artikel 8 Abs. 2 EMRK) ein hoher Stellenwert zu (VwGH v. 
16.01.2001, Zl. 2000/18/0251, u. v. a.). 
 

Nach Ansicht des Bundesverwaltungsgerichtes überwiegen daher die öffentlichen Interessen an der 
Aufenthaltsbeendigung, insbesondere das Interesse an der Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung und des 
Schutzes des österreichischen Arbeitsmarktes die privaten Interessen des BF am Verbleib im Bundesgebiet (vgl. 
dazu VfSlg. 17.516/2005 sowie ferner VwGH 26.6.2007, 2007/01/0479). 
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Zusammengefasst ist deshalb davon auszugehen, dass die Interessen des BF an einem Verbleib im Bundesgebiet 
nur geringes Gewicht haben und gegenüber dem öffentlichen Interesse an der Einhaltung der die Einreise und 
den Aufenthalt von Fremden regelnden Bestimmungen aus der Sicht des Schutzes der öffentlichen Ordnung, 
dem nach der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ein hoher Stellenwert zukommt, jedenfalls in den 
Hintergrund treten. 
 

Würde sich ein Fremder nunmehr generell in einer solchen Situation wie der BF erfolgreich auf das Privat- und 
Familienleben berufen können, so würde dies dem Ziel eines geordneten Fremdenwesens und dem geordneten 
Zuzug von Fremden zuwiderlaufen. 
 

Könnte sich ein Fremder nunmehr in einer solchen Situation erfolgreich auf sein Privat- und Familienleben 
berufen, würde dies darüber hinaus dazu führen, dass Fremde, welche die unbegründete bzw. 
rechtsmissbräuchliche Stellung eines Antrages auf internationalen Schutz allenfalls in Verbindung mit einer 
illegalen Einreise in das österreichische Bundesgebiet in Kenntnis der Unbegründetheit bzw. 
Rechtsmissbräuchlichkeit des Antrages unterlassen, bzw. nach rechtskräftigem Abschluss des Asylverfahrens 
ihrer Obliegenheit zum Verlassen des Bundesgebietes entsprechen, letztlich schlechter gestellt wären, als 
Fremde, welche genau zu diesen Mitteln greifen um sich ohne jeden sonstigen Rechtsgrund den Aufenthalt in 
Österreich legalisieren, was in letzter Konsequenz zu einer verfassungswidrigen unsachlichen Differenzierung 
der Fremden untereinander führen würde (vgl. hierzu auch das Estoppel-Prinzip ["no one can profit from his 
own wrongdoing"], auch den allgemein anerkannten Rechtsgrundsatz, wonach aus einer unter Missachtung der 
Rechtsordnung geschaffenen Situation keine Vorteile gezogen werden dürfen [VwGH 11.12.2003, 
2003/07/0007]). 
 

Die Verhältnismäßigkeit der Maßnahme der Verhängung seitens der von der belangten Behörde getroffenen 
fremdenpolizeilichen Maßnahme ergibt sich aus dem Umstand, dass es sich hierbei um das gelindeste 
fremdenpolizeiliche Mittel handelt, welches zur Erreichung des angestrebten Zwecks geeignet erschien. 
 

Im Lichte dieser Ausführungen ist der belangten Behörde letztlich im Rahmen einer Gesamtschau jedenfalls 
beizupflichten, dass kein Sachverhalt hervorkam, welcher bei Berücksichtigung sämtlicher bekannter Tatsachen 
den Schluss zuließe, dass der angefochtene Bescheid einen Eingriff in das durch Art. 8 EMRK geschützte Privat- 
und Familienleben darstellt. 
 

Die Verfügung der Rückkehrentscheidung war daher im vorliegenden Fall geboten und erscheint auch nicht 
unverhältnismäßig. Daher sind auch die Voraussetzungen für die Erteilung einer Aufenthaltsberechtigung nach § 
55 AsylG 2005 nicht gegeben. 
 

Gemäß § 52 Abs. 9 FPG hat das Bundesamt mit einer Rückkehrentscheidung gleichzeitig festzustellen, dass eine 
Abschiebung eines Drittstaatsangehörigen gemäß § 46 in einen oder mehrere bestimmte Staaten zulässig ist, es 
sei denn, dass dies aus vom Drittstaatsangehörigen zu vertretenden Gründen nicht möglich ist. 
 

Nach § 50 Abs. 1 FPG ist die Abschiebung Fremder in einen Staat unzulässig, wenn dadurch Art. 2 oder 3 der 
Europäischen Menschenrechtskonvention (EMRK), BGBl. Nr. 210/1958, oder das Protokoll Nr. 6 oder Nr. 13 
zur Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten über die Abschaffung der Todesstrafe 
verletzt würde oder für sie als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge 
willkürlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konflikts verbunden wäre. 
 

Nach § 50 Abs. 2 FPG ist Abschiebung in einen Staat unzulässig, wenn stichhaltige Gründe für die Annahme 
bestehen, dass dort ihr Leben oder ihre Freiheit aus Gründen ihrer Rasse, ihrer Religion, ihrer Nationalität, ihrer 
Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder ihrer politischen Ansichten bedroht wäre (Art. 33 Z 1 
der Konvention über die Rechtsstellung der Flüchtlinge, BGBl. Nr. 55/1955, in der Fassung des Protokolls über 
die Rechtsstellung der Flüchtlinge, BGBl. Nr. 78/1974), es sei denn, es bestehe eine innerstaatliche 
Fluchtalternative (§ 11 AsylG 2005). 
 

Nach § 50 Abs. 3 FPG ist Abschiebung in einen Staat unzulässig, solange der Abschiebung die Empfehlung 
einer vorläufigen Maßnahme durch den Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte entgegensteht. 
 

Umstände, welche das Nichtvorliegen der Voraussetzungen für die Erlassung einer Rückkehrentscheidung 
begründen würden, kamen nicht hervor. Ebenso ergibt sich aus den obigen Darlegungen sowie den im bereits 
genannten Asylverfahren in Rechtkraft erwachsenen Ausführungen, welchen noch ausreichende Aktualität 
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zukommt und dem BF zur Kenntnis gebracht wurden, dass keine Umstände vorliegen, welche eine Abschiebung 
in die Republik Kosovo unzulässig erscheinen würden. 
 

Eine Änderung der Verhältnisse seit Rechtskraft der Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichtes vom 
12.03.2014 hat sich aus dem Akteninhalt nicht ergeben. Dort wurde ausführlich dargelegt, dass sich für den BF 
für den Fall einer Rückkehr keine Gefährdung ergeben hat. Insbesondere wurde dort ausgeführt, dass weder sein 
Gesundheitszustand noch die Lebenssituation im Fall einer Rückkehr noch die allgemeine Situation im 
Herkunftsstaat sich dergestalt darstellen, dass eine Abschiebung in die Republik Kosovo nicht möglich wäre und 
wurde beweiswürdigend bereits dargelegt, dass der BF diesem Ergebnis nichts Substantiiertes entgegensetzen 
konnten bzw. insbesondere keine Änderung der individuellen Verhältnisse und der allgemeinen Situation im 
Herkunftsstaat eingetreten ist. 
 

Zu Spruchteil B): Unzulässigkeit der Revision: 
 

Gemäß § 25a Abs. 1 VwGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses 
auszusprechen, ob die Revision gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG zulässig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begründen. 
 

Die Revision ist gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulässig, weil die Entscheidung nicht von der Lösung einer 
Rechtsfrage abhängt, der grundsätzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenständliche Entscheidung 
von der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung; 
weiters ist die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu 
beurteilen. Auch liegen keine sonstigen Hinweise auf eine grundsätzliche Bedeutung der zu lösenden 
Rechtsfrage vor. 
 

Das Bundesverwaltungsgericht konnte sich bei allen erheblichen Rechtsfragen auf eine ständige Rechtsprechung 
des Verwaltungsgerichtshofes bzw. auf eine ohnehin klare Rechtslage stützen. Die maßgebliche Rechtsprechung 
wurde in den Erwägungen zum Spruchteil A) wiedergegeben. Zur Zulässigkeit der Rückkehrentscheidung ist die 
zur asylrechtlichen Ausweisung ergangene, zitierte Rechtsprechung der Höchstgerichte übertragbar. Die 
fehlenden Voraussetzungen für die amtswegige Erteilung des Aufenthaltstitels nach § 55 AsylG 2005 ergeben 
sich aus der Zulässigkeit der Rückkehrentscheidung, jene für den Aufenthaltstitel nach § 57 AsylG 2005 aus 
durch den klaren Wortlaut der Bestimmung eindeutig umschriebenen Sachverhaltselementen, deren Vorliegen 
im Fall des BF nicht einmal behauptet wurde. Die Feststellung der Zulässigkeit der Abschiebung des BF in den 
Herkunftsstaat knüpft an das Erkenntnis des Bundesverwaltungsgerichts vom 08.04.2014 an, in dem wiederum 
entsprechende Judikatur zitiert wurde. 
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